
Sammlung der Rechtsprechung 

Rechtssache C-216/18 PPU  
LM  

(Vorabentscheidungsersuchen des High Court [Irland]) 

„Vorlage zur Vorabentscheidung – Eilvorabentscheidungsverfahren – Polizeiliche und justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen – Europäischer Haftbefehl – Rahmenbeschluss 2002/584/JI – Art. 1 

Abs. 3 – Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten – Vollstreckungsvoraussetzungen – 
Charta der Grundrechte der Europäischen Union – Art. 47 – Recht auf Zugang zu einem 

unabhängigen und unparteiischen Gericht“ 

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 25. Juli 2018 

1.  Zur Vorabentscheidung vorgelegte Fragen – Eilvorabentscheidungsverfahren – Voraussetzungen – 
Von Freiheitsentziehung betroffene Person – Entscheidung des Rechtsstreits, die sich auf diesen 
Freiheitsentzug auswirken kann 

(Satzung des Gerichtshofs, Art. 23a; Verfahrensordnung des Gerichtshofs, Art. 107) 

2.  Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten – Übergabe von Personen, die einer 
Straftat verdächtigt werden oder wegen einer Straftat verurteilt worden sind, an die ausstellenden 
Justizbehörden – Pflicht, die Grundrechte und die allgemeinen Rechtsgrundsätze zu achten – 
Tragweite – Grenzen 

(Charta der Grundrechte der Europäischen Union; Rahmenbeschluss 2002/584 des Rates in der 
durch den Rahmenbeschluss 2009/299 geänderten Fassung, Art. 1 Abs. 3) 

3.  Mitgliedstaaten – Verpflichtungen – Schaffung der erforderlichen Rechtsbehelfe, damit ein 
wirksamer gerichtlicher Rechtsschutz gewährleistet ist – Bedeutung 

(Art. 2 EUV und 19 EUV; Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47 Abs. 2) 

4.  Recht der Europäischen Union – Grundsätze – Anspruch auf wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutz – Grundsatz der richterlichen Unabhängigkeit – Bedeutung 

(Art. 19 Abs. 2 Unterabs. 3 EUV; Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47 Abs. 2) 

5.  Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten – Übergabe von Personen, die einer 
Straftat verdächtigt werden oder wegen einer Straftat verurteilt worden sind, an die ausstellenden 
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Justizbehörden – Pflicht, die Grundrechte und die allgemeinen Rechtsgrundsätze zu achten – 
Folgen der Feststellung der Gefahr einer Verletzung des Rechts auf Zugang zu einem unabhängigen 
Gericht 

(Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47 Abs. 2; Rahmenbeschluss 2002/584 des 
Rates in der durch den Rahmenbeschluss 2009/299 geänderten Fassung, Art. 1 Abs. 3) 

6.  Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen – Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl 
und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten – Übergabe von Personen, die einer 
Straftat verdächtigt werden oder wegen einer Straftat verurteilt worden sind, an die ausstellenden 
Justizbehörden – Pflicht, die Grundrechte und die allgemeinen Rechtsgrundsätze zu achten – 
Recht auf Zugang zu einem unabhängigen und unparteiischen Gericht – Gefahr einer Verletzung 
dieses Rechts wegen systemischer oder allgemeiner Mängel in Bezug auf die Unabhängigkeit der 
Justiz des Ausstellungsmitgliedstaats – Prüfung durch die vollstreckende Justizbehörde – Umfang 
– Folgen 

(Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art. 47 Abs. 2; Rahmenbeschluss 2002/584 des 
Rates in der durch den Rahmenbeschluss 2009/299 geänderten Fassung, Art. 1 Abs. 3 und 15 
Abs. 2) 

1. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 28-31) 

2. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 41-45) 

3. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 48-52) 

4. Siehe Text der Entscheidung. 

(vgl. Rn. 53, 54, 63-67) 

5. Das hohe Maß an Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten, auf dem der Mechanismus des 
Europäischen Haftbefehls beruht, gründet sich somit auf die Prämisse, dass die Strafgerichte der 
übrigen Mitgliedstaaten, die nach der Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls das Verfahren der 
Strafverfolgung, der Strafvollstreckung oder der Verhängung einer freiheitsentziehenden Maßregel der 
Sicherung sowie das strafrechtliche Hauptverfahren zu führen haben werden, den Anforderungen an 
einen wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz genügen, zu denen u. a. gehört, dass sie unabhängig und 
unparteiisch sind. Somit ist davon auszugehen, dass es bei Bestehen einer echten Gefahr, dass die 
Person, gegen die ein Europäischer Haftbefehl ergangen ist, im Fall ihrer Übergabe an die ausstellende 
Justizbehörde eine Verletzung ihres Grundrechts auf ein unabhängiges Gericht erleidet und damit der 
Wesensgehalt ihres in Art. 47 Abs. 2 der Charta verbürgten Grundrechts auf ein faires Verfahren 
angetastet wird, der vollstreckenden Justizbehörde gestattet sein kann, ausnahmsweise, auf der 
Grundlage des Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/584, davon abzusehen, dem betreffenden 
Europäischen Haftbefehl Folge zu leisten. 

(vgl. Rn. 58, 59) 
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6. Art. 1 Abs. 3 des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den 
Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten in der durch den 
Rahmenbeschluss 2009/299/JI des Rates vom 26. Februar 2009 geänderten Fassung ist dahin 
auszulegen, dass die vollstreckende Justizbehörde, die über die Übergabe einer Person, gegen die ein 
Europäischer Haftbefehl zum Zwecke der Strafverfolgung ergangen ist, zu entscheiden hat, wenn sie 
über Anhaltspunkte – wie diejenigen in einem begründeten Vorschlag der Europäischen Kommission 
nach Art. 7 Abs. 1 EUV – dafür verfügt, dass wegen systemischer oder allgemeiner Mängel in Bezug 
auf die Unabhängigkeit der Justiz des Ausstellungsmitgliedstaats eine echte Gefahr der Verletzung des 
in Art. 47 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union verbürgten Grundrechts auf ein 
faires Verfahren besteht, konkret und genau prüfen muss, ob es in Anbetracht der persönlichen 
Situation dieser Person sowie der Art der strafverfolgungsbegründenden Straftat und des Sachverhalts, 
auf denen der Europäische Haftbefehl beruht, und unter Berücksichtigung der Informationen, die der 
Ausstellungsmitgliedstaat gemäß Art. 15 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses 2002/584 in geänderter 
Fassung mitgeteilt hat, ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe für die Annahme gibt, dass 
die besagte Person im Fall ihrer Übergabe an den Ausstellungsmitgliedstaat einer solchen Gefahr 
ausgesetzt sein wird. 

Außerdem muss die vollstreckende Justizbehörde gemäß Art. 15 Abs. 2 des Rahmenbeschlusses 
2002/584 die ausstellende Justizbehörde um alle zusätzlichen Informationen ersuchen, die sie für 
notwendig hält, um das Bestehen einer solchen Gefahr zu beurteilen. Sollte sich die vollstreckende 
Justizbehörde durch die Informationen, die ihr die ausstellende Justizbehörde mitgeteilt hat, nachdem 
diese erforderlichenfalls auf die Unterstützung der oder einer der zentralen Behörden des 
Ausstellungsmitgliedstaats im Sinne von Art. 7 des Rahmenbeschlusses 2002/584 zurückgegriffen hat 
(vgl. in diesem Sinne Urteil vom 5. April 2016, Aranyosi und Căldăraru, C-404/15 und C-659/15 PPU, 
EU:C:2016:198, Rn. 97), nicht veranlasst sehen, das Bestehen einer echten Gefahr auszuschließen, dass 
die betroffene Person in diesem Mitgliedstaat eine Verletzung ihres Grundrechts auf ein unabhängiges 
Gericht erleidet und damit der Wesensgehalt ihres Grundrechts auf ein faires Verfahren angetastet 
wird, muss sie davon absehen, dem Europäischen Haftbefehl gegen diese Person Folge zu leisten. 

(vgl. Rn. 76, 78, 79 und Tenor) 
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